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In dem Rechtsstreit

des Landschaftsverbandes Rheinland? gesetzlich vertreten 
durch seinen Direktor?

Beklagten? Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers?

- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr

den Landesinspektor i.R 
s ̂ r #,

gegen

Friedrich 1

Klager? Berufungskläger und 
Revisionsbeklagten?

- Prozessbevollmächtigter s Recht sanwalt Prof»Dr«

hat der III„■ Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 23? Juni 1955 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof.Dr» Geiger und der Bundesrich­
ter Dr »Pagendarm? Rietschel? Dr»Weber und Dr Beyer

für Recht erkannt;

Auf die Revision des beklagten Landschaftsver­
bandes wird das Urteil des 1, Zivilsenats des 
Oberlandesgerichts in Düsseldorf vom 19? November 
1953 aufgehoben»
Die Berufung des Klägers gegen das Urteil der.
2o Zivilkammer des Landgerichts in Düsseldorf vom 
26. November 1952 wird zurückgewiesen•>
Der Kläger hat die Kosten der beiden Rechtsmittel- 
instanzcn zu tragen..

Von Rechts wegen



Tatis es'fand g

Per am 24^ April 1898 geborene Kläger war LandesIn­
spektor im Pienste der Rheinprovinz* Am L  Mai 1934 wurde 
er wegen Arbeitsunfähigkeit in den Ruhestand versetzt und 
bezog seitdem Ruhegehalt, Von 1943 bis zur Kapitulation be­
schäftigte ihn die Stadt Püsseldorf als Hilfsangestellteno 
Ab 1, August 1946 wurde die Zahlung des Ruhegehalts aus 
politischen Gründen eingestellto

In dem eingeleiteten Pensionsüberprüfungsverfahren 
entschied der Entnazifizierungs-Hauptausschuss in Püssel­
dorf am 9- Februar 1949? dass dem Kläger keine Pension zu­
stehe o Pie Berufung des Klägers gegen diese Entscheidung 
wurde am 18... August 1949 vom- Berufungs-Entnazifizierungs­
ausschuss zurückgewiesen.. Am 4= Januar 1950 versagte der ' 
Sonderbeauftragte für die Entnazifizierung der Berufungs­
entscheidung vom 18o August 1949 die Bestätigung. .Darauf-1' 
.hin entschied der Berufungs-Entnazifizierungsausschuss im 
Pensionsüberprüfungsverfahren am 20* Februar 1950 dahin, , 
dass der Kläger 80 i der Versorgungsbezüge ab 1, April 1949 
erhalten solle* Biese Entscheidung wurde alsdann vom Sonder 
beauftragten am 19." September 1950 bestätigt*

Inzwischen hatte der Entnazifizierungsausschuss des 
Stadtkreises Püsseldorf den Kläger im allgemeinen Entnazi­
fizierungsverfahren am 29, Juli 1949 in die Kategorie V 
eingestuft; diese Entscheidung wurde auch rechtskräftig*

Nachdem der Klager im Herbst 1950 das Y/i e d e r auf nähme - 
verfahren gegen die im Pensionsüberprüfungsverfahren er­
gangene Entscheidung vom 20o Februar 1950 beantragt hatte,
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hob der Sonderbeauftragte diese Entscheidung auf/ stellte 
das Pensionsüberprüfungsverfahren ein und erklärte, mass­
gebend für die Entnazifizierung und Berechnung der Versor­
gungsbezüge sei die KategorisierungsentScheidung vom 29,
Juli 1949» In der Begründung führte der Sonderbeauftragte 
aus$ Die Entscheidung vom 20, Februar 1950 sei angesichts 
der bereits zu Recht geschehenen Einstufung in die Kategorie 
V unzulässig gewesen; das Pensionsüberprüfungsverfahren sei 
einzustellen gemäss der Durchführungsbestimmung zu § 7 der 
1, SparVO in Verbindung mit Absehn IV der VO über die poli­
tische Überprüfung der Versorgungsberechtigten vom 28. Juni 
1948,

Der Kläger hat entsprechend der Entscheidung im Pen­
sionsüberprüfungsverfahren vom 20, Februar 1950 für die 
Zeit vom 1 April bis 30. Juni 1949 8 0 $  des Ruhegehalts,
sodann für die Zeit ab 1, Juli 1949 wieder das volle Ruhe­
gehalt erhalten. Die Zahlung des vollen Ruhegehalts für 
die Zeit vor dem 1 =, Juli 1949 lehnte der Sozialminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen mit Schreiben vom 19» Oktober 
1951 ab a ,

Der Kläger verlangt mit der am 19= April 1952 bei Ge­
richt eingereichten, später dem Land Nordrhein-Westfalen 
zugestellten Klage das nichtgezahlte Ruhegehalt für die 
Zeit vom I, August 1946 bis 30, Juni 1949= Er meint, dass

iihm nach seiner Einstufung in die Kategorie V das volle 
Ruhegehalt auch für die dieser Einstufung vorausgegangene 
Zeitzusteheo. Er berechnet seine Ansprüche - für die Zeit 
vor der Währungsreform unter Umstellung im Verhältnis 
10 j 1 - auf insgesamt 2»761,20 DM, Dementsprechend hat . . 
er zunächst beantragt, das beklagte Land zu verurteilen, 
an ihn 2.761,20 DM zu zahlen.
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Das beklagte land hat um Klageabweisung gebetene Es 
vertritt die Auffassung, gemäss dem Gesetz zu Art 131 
Grund Gr, der 1, SparVO der Landesregierung Nordrhein-West­
falen und den zu dieser ergangenen DurehfuhrungsbeStim­
mungen und Erlassen, der landesrechtlichen Verordnung Uber 
die politische Überprüfung der Versorgungsberechtigten vom 
28o Juni 1948, sowie der Finanzanweisung Nr 16 vom 3 * Juli 
1945 bestehe ein Ruhegehaltsanspruch des Klägers für die 
Zeit vor der Entnazifizierung und für die Zeit vor dem 
1, April 1949 nicht) für die Zeit vom 1« April bis 30c Juni 
1949 könne der Kläger über die gezahlten 80 $ des Ruhege­
halts hinaus keine Ansprüche geltend machen,

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. In der Beru­
fungsinstanz ist in Übereinstimmung mit beiden Parteien auf 
Grund der LandschaftsverbandsOrdnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen vom 12 o Mai 1953 (GrVBl NRhVf S 271) der
Landschaftsverband Rheinland anstelle des beklagten Landes 
als Beklagter in den Rechtsstreit eingetreten. Der Kläger 
hat hilfsweise beantragt, festzustellen, dass der Land­
schaf ts verband verpflichtet sei, ihm das volle Ruhegehalt 
für die Zeit . vom 1., August 1946 bis 304 Juni 1949 zu zahlen.

Auf die Berufung des Klägers hat das Oberlandesgericht ■ 
nach dem Hilfsantrag des Klägers erkannt = Mit der Revision 
verfolgt der beklagte Landschaftsverband den Antrag auf 
Klageabweisung weiter., Der Kläger bittet um Zurückweisung 
der Revision., •

Entscheidungsgründe;

1, Auszugehen ist davon, dass der Kläger aus politi­
schen Gründen seit- dem L  August 1946 bis zum 31- März 1949
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überhaupt kein Ruhegehalt und alsdann vom 1, April 1949 
bis 30, Juni 1949 aus den gleichen Gründen ein gekürztes 
Ruhegehalt bezogen hat. Er fallt deshalb für diesen Zeit­
raum in den Personenkreis des Art 131 GrundG (vgl BGHZ 14? 
325 ff) und des § 63 Abs 1 Ir 2 des G 131

Ohne dass es auf die vom Berufungsgericht angestell- 
te Prüfung ankommt, ob die nach 1945 ergangenen besatzungs­
rechtlichen Vorschriften einen Verlust oder eine Schmälerung 
der Rechte des Klagers beinhalten, ergibt sich hiernach 
schon aus §§ 77? 85 G 131 - dessen Rechtsgültigkeit der 
Senat in Pallen der vorliegenden Art in ständiger Recht­
sprechung bejaht (BGHZ 14? 138; Urteil vom 20 > September 
1954 III ZR 77/53 u.ao) -, dass dem Kläger ausser den Vor­
schriften nach diesem Gesetz Versorgungsansprüche aus sei­
nem früheren Dienstverhältnis gegen den beklagten Landschaft 
verband für die Zeit vor dem 1, April 1951 nicht zustehen 
Rur im Hinblick auf § 63 Abs 3 Satz 2 des G 131? wonach die 
von den Ländern nach dem 8. Mai 1945 erlassenen, eine für 
den Kläger günstigere Regelung enthaltenden Rechtsvorschrif­
ten unberührt bleiben? bedarf es der Prüfung, ob solche 
günstigeren landesrechtlichen Regelungen bestehen. Es steht 
also nicht die Präge zur Entscheidung, ob dem Kläger sein 
Versorgungsanspruch für die genannte Zeit durch andere Vor­
schriften aberkannt ist, sondern lediglich ob durch etwaige 
landesrechtlichen Vorschriften ihm abweichend von § 77 
G 131 ein solcher Anspruch gegeben ist.

Im Gegensatz zur Ansicht des Berufungsgerichts kann in 
der Verordnung über dib politische Prüfung der Versorgungs­
berechtigten vom 28. Juni 1948 - wie der Senat bereits in 
seinem Urteil vom 2. Juni 1955 III ZR 27/54 entschieden hat
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eine solche,, abweichend, vom G 131 materiellrechtlich einen 
Versorgungsanspruch gewährende Rechtsvorschrift nicht ge­
sehen werden. Diese Verordnung sieht für die Versorgungs­
berechtigten lediglich ein besonderes politisches Überprü­
fung sverfahren vor,;, durch das in Durchführung der von der 
Besatzungsmacht angeordneten Entnazifizierung ähnlich wie 
die Drage der Weiterbeschäftigung von aktiven Beamten auch 
die Frage des Bezugs von Versorgungsansprüchen nach politi­
schen Gesichtspunkten überprüft und gegebenenfalls deren Be­
zug im einzelnen geregelt werden sollte. Diese Überprüfungs­
verordnung setzt also gerade voraus, dass beamtenrechtli­
che Versorgungsansprüche dem Grunde nach überhaupt beste­
hen, nicht werden solche durch die Verordnung erst begrün­
det, Ihrem Inhalt nach geht die Verordnung sodann davon 
aus, dass den Versorgungsberechtigten die Geltendmachung 
eines Anspruchs auf Versorgungsbezüge vor der in Aussicht . 
genommenen Regelung jedenfalls dann versagt sei, wenn die 
Zahlung der Bezüge eingestellt und ein Überprüfungsverfäh­
ren eingeleitet worden ist«

Wie der Senat in dem erwähnten Urteil vom 2, Juni 
1955 ferner ausgeführt hat, hat daran auch § 7 der 1.. SparVO 
nichts geändert. Diese Vorschrift umfasst zunächst einmal 
alle Versorgungsempfänger, die unter die Verordnung vom 
28= Juni 1948 fallen und zu denen der Kläger, der als Ruhe­
standsbeamter auf Antrag des Landessozialministers vom ■- 
19- Juli 1948 dem Überprüfungsverfahren unterworfen wurde, 
gehört; sie gilt nach ihrem Abs 2 insbesondere für solche 
nach Kategorie IV oder V eingestuften Versorgungsberech­
tigten, die - wie der Kläger - bereits vor dem Inkrafttre­
ten der I, SparVO sich im Ruhestand befanden. Nach § 7 der 
1„ SparVO und der Durchführungsbestimmung hierzu gilt die
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Verordnung vom 28, Juni 1948 für den zu überprüfenden 
Personenkreis weiter mit der Mässgabe, dass bei der Be­
messung der Versorgungsbezüge nunmehr die Vorschriften 
der 11 SparVO, vor allem also die §§ 4 und 5, anzuwenden 
sind, Pas bedeutet, dass im Pall des Vorliegens eines Ka- 
tegorisierungsbescheides grundsätzlich dieser für die 
Bemessung der Versorgungsbezüge massgeblich ist und eine 
im Pensionsprüfungsverfahren etwa ergangene Entscheidung 
dem anzupassen ist (vgl PB zu § 7 der 1,SparVO)>

Andererseits hat der Senat in ständiger Rechtspre­
chung entschieden, dass die §§ 3? 4? 5 der 1, SparVO 
beamtenrechtliche Ansprüche, also auch Versorgungsansprü­
che, erst vom Zeitpunkt der rechtskräftigen Einstufung 
eines Beamten in die Kategorie IV oder V gewähren (LM Nr 7 
zur 1, SparVO; Urteile vom 21, Pezember 1951 - III ZR 96/52 
vom 4° Oktober 1954 - III ZR 320/52 -, vom 28, Februar 1955 
-III ZR 146/53 vom 2, Juni 1955 - III ZR 27/54 -). Pas 
Gleiche gilt auch im Palle eines - wie hier - eingeleiteten 
PensionsüberprüfungsVerfahrens nach der Verordnung vom 28, 
Juni 1948; d ,h = ein Ruhestandsbeamter, bei dem die Zahlung 
der Versorgungsbezüge aus politischen Gründen eingestellt 
und bezüglich dessen ein Überprüfungsverfahren auf Grund 
der Verordnung vom 28, Juni 1948 eingeleitet ist, kann 
einen Anspruch auf Versorgungsbezüge für die Zeit vor einer 
rechtskräftigen Entscheidung in diesem Pensionsüberprüfungs­
verfahren, die insoweit einer rechtskräftigen Kategorisie- 
rung im allgemeinen Entnazifizierungsverfahren entspricht, 
grundsätzlich nicht geltend machen, Pas ergibt sich zudem 
aus dem Inhalt der Verordnung selbst (Abschnitt VII und 
den dazu ergangenen Richtlinien für das Überprüfungsver­
fahren vom 5o Juli 1948 /MB1 NRhWf S 414/), Sofern aller-
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dings unabhängig von dem Pensionsüberprüfungsverfahren' 
eine zulässige rechtskräftige Kategorisierung im allge­
meinen Entnazifizierungsverfahren ergeht, ist - da nach 
Obigem dieser Kategorisierungsbescheid auch für Versor­
gungsempfänger in erster Linie massgebend ist - grundsätz­
lich der Zeitpunkt dieser Einstufung entscheidend =

Aus alledem folgt: Für die Zeit vor dem 1, Juli 1949> 
für die der Kläger die vollen Ruhegehaltsbezüge seit der 
mit Wirkung vom 1» August 1946 erfolgten Einstellung die­
ser Bezüge begehrt, lag weder eine rechtskräftige Katego­
risierung noch eine rechtskräftige Entscheidung im Pensions­
üb e r p r ü fung sv e r f ahr e n vor; die rechtskräftig gewordene 
Einstufung des Klägers in Kategorie V ist vielmehr erst 
am 29= Juli 1949 erfolgte Eine landesrechtliche Vorschrift, 
die dem Kläger entsprechend § 63 Abs 3 Satz 2 des G 131 in 
Abweichung von § 77 aaO materiellrechtlieh einen Anspruch 
auf Versorgungsbezüge vor dem 1= Juli 1949 als dem 1, des 
Monats, in dem die Kategorisierung erfolgt ist, gewährt, 
besteht nicht; insbesondere ist ein solcher landesrechtlich 
begründeter Anspruch weder aus der Überprüfungsverordnung 
vom 28o Juni 1948 noch aus einer Bestimmung der L  SparVO 
her zule iteUc. Soweit dem Kläger entsprechend der später auf­
gehobenen Entscheidung im Pensionsüberprüfungsverfahren vom 
28, Februar 1950 vom .Sozialminister des Landes Kordrhein- 
Westfalen als damals zuständiger Pensionsfestsetzungsbe­
hörde durch Verfügung vom 3» Oktober 1950 80 fo der Versor­
gungsbezüge bewilligt und ausgezahlt worden sind, hat die­
se Massnahme als eine zugunsten des Klägers getroffene be­
amtenrechtliche Einzelmassnahme Rechtsbestand gemäss § 63 
Abs 3 Satz 3 des G 131. Darüber hinaus stehen jedoch dem 
Kläger Ansprüche auf Nachzahlungen für die Zeit vor dem



1, Juli 1949 nicht zu-, Daran hat sich auch nichts geändert 
durch das Anderungs- und Anpassungsgesetz vom 15- Dezem­
ber 1953 (GVBl NRhV/f S 423), wonach um. die L  SparVO 
unter Wahrung des Rechtsstandes der nach ihr gegebenen be­
amtenrechtlichen Ansprüche rückwirkend ab 1, April 1951 
aufgehoben ist und im übrigen der Personenkreis des Art 131 
Gr und Gr auf die Vorschriften des Gr 131 verwiesen wird» Denn 
nach dem G 131 kann der Kläger gemäss §§ 77? 85 für die 
Zeit vor dem 1-, April 1951 überhaupt keine Ansprüche gel­
tend machen; hier begehrt er aber Versorgungsbezüge für die 
Zeit bis zum 30- Juni 1949

Hiernach war auf die Revision des beklagten Landschaft 
verbandes die Klage abzuweisen. Das hat zur Folge, dass die 
Berufung des Klägers gegen das klageabweisende Urteil des 
Landgerichts zurückzuweisen ist. Die Kostenentscheidung be­
ruht auf §§ 91, 97 ZPO.

Dr,Geiger Dr, Pagendarm Rietschel
Dr ..BeyerDrvWeber
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